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Seit längerem ist eine weltweite Diskussion zu Fragen der Sterbehilfe festzustel-
len. Je nach dem Land, in welchem sie stattfindet, stellt sie sich unterschiedlich 
dar. In Deutschland etwa fällt auf, dass seit langem «aktive Sterbehilfe» verlangt 
wird, wogegen sich vor allem kirchliche Kreise beider Konfessionen wenden. 
Diese haben kaum je Skrupel, in der Diskussion das Nazi-Euthanasie-Programm 
als Gegenargument einzusetzen.  
 

In Frankreich hat der Fall des gelähmten Vincent Humbert die Emotionen ge-
schürt und mittlerweile wenigstens zu einem Gesetz über passive Sterbehilfe 
geführt; betrachtet man die Diskussion, kann festgestellt werden, dass sich Be-
fürworter und Gegner von «Euthanasie» beinahe unversöhnlich gegenüberste-
hen.  
 

In Spanien wird die Frage breit diskutiert; in Grossbritannien hat Lord Joffe im 
Oberhaus einen Gesetzesentwurf eingebracht, der es terminal Kranken ermögli-
chen soll, ihr Leben beenden zu können. Ähnliche Vorstösse werden im schotti-
schen Parlament, im Parlament der Isle of Man und auf der Kanalinsel Jersey 
diskutiert.  
 

Die Niederlande und Belgien haben Sterbehilfegesetze erlassen, wie auch der 
amerikanische Bundesstaat Oregon. Ein ähnliches Gliedstaat-Gesetz in einem 
der australischen Teilstaaten ist bundesstaatlich ausser Kraft gesetzt worden. In 
Texas lief ein Prozess um die Frage, ob einem im Koma liegenden Menschen 
der Tod gestattet werden dürfe, von Gericht zu Gericht.  
 

Wo immer Meinungsforscher sich anschicken, abzuklären, was Mehrheitsmei-
nung ist, ergibt sich, dass ein Prozentsatz von zwischen 66 und 80 Prozent der 
Befragten eines Volkes Sterbehilfe bejahen und auch für sich selbst dann in An-
spruch nehmen können möchten, wenn sie schwer leidend werden sollten. Trotz 
der Heftigkeit der Diskussionen und trotz der eindeutigen Umfrageergebnisse 
fehlt es – mit Ausnahme der erwähnten Staaten, die Gesetze für Sterbehilfe er-
lassen haben – erkennbar am Willen der Mehrheiten in den Parlamenten, die 
heikle Frage gesetzlich zu regeln. 
 
Wenn der Satz stimmt, dass ein Parlamentsmitglied nichts anderes verstehen 
muss, als wieder gewählt zu werden, dann erscheint diese Lage als erstaunlich: 



Wieso reagieren Politiker nicht, obschon Umfragen derartige Mehrheiten nach-
weisen? 
 
Die Antwort ist einfach: Auch wenn sich überwiegende Mehrheiten in den Be-
völkerungen für eine Legalisierung irgend einer Art von Sterbehilfe ausspre-
chen, schlägt dies doch nicht auf das Wählerverhalten durch.  
 

Es gibt Zyniker, die behaupten, die meisten Politiker seien Korkzapfen: Sie 
schwimmen immer auf dem Niveau des Wasserstandes. Weiss man nicht, wo 
der Wasserstand ist, beobachtet man einen solchen Korkzapfen, dann weiss man 
es. Will man, dass der Politiker seine Position verändert, muss der Wasserstand 
verändert werden. 
 

Es besteht ein grundlegender Unterschied zwischen Menschen, die sich in einer 
Umfrage äussern, und einem Menschen, der tatsächlich wegen schwerer Leiden 
so rasch als möglich sterben möchte. Menschen, die so rasch als möglich sterben 
möchten, fallen aber als Wähler ausser Betracht. Sie können den Wasserstand 
nicht verändern. 
 

Dies gelingt auch den jeweiligen nationalen Vereinigungen nicht, die sich für 
Sterbehilfe einsetzen. Der weltweite Dachverband dieser Vereinigungen, die 
World Federation of Right to Die Societies, deren Wurzeln ins Jahr 1976 zu-
rückreichen, und in welcher zur Zeit 33 nationale Organisationen zusammenge-
fasst sind, hat daran bisher nur wenig ändern können. 
 

Diese Gesellschaften verlangen in ihren jeweiligen Ländern die gesetzliche Ein-
führung eines Rechts, sterben zu dürfen. Erfahrungsgemäss wollen nur ganz we-
nige Menschen von einem solchen Recht später dann auch tatsächlich Gebrauch 
machen: Die Erfahrungen in der Schweiz zeigen beispielsweise, dass die Anzahl 
terminal Krebskranker, welche einen begleiteten Suizid anstreben, sich im un-
tersten Promillebereich aller terminal Krebskranker bewegt.  
 

Palliativpflege und passive Sterbehilfe dürften von Kranken wesentlich häufiger 
angenommen werden. Politiker sehen deshalb nicht ein, weshalb sie sich wegen 
ein paar weniger Menschen der Gefahr aussetzen sollen, vehement vor allem aus 
kirchlichen Kreisen angefeindet zu werden. Wie weit solche Angriffe aus Kir-
chenkreisen gehen, hat jüngst der Kölner Kardinal Meisner wieder demonstriert: 
Er hat sich nicht gescheut, Abtreibung und Sterbehilfe auf dieselbe Stufe zu set-
zen wie die schrecklichen Verbrechen Stalins und Hitler, die für Millionen Tote 
verantwortlich waren. Da kann man nur sagen: Kardinal Meisner hat nicht alle 
Hostien im Tabernakel! 
 

Herr Meisner hat auch übersehen, dass es Angehörigen des Klerus der Katholi-
schen Kirche schlecht ansteht, solche Vergleiche anzustellen: Schliesslich ist die 
Katholische Kirche als Ganzes verantwortlich für Aber-Millionen von Toten, die 
sie im Laufe ihrer zweitausendjährigen Geschichte mit einer Grausamkeit, die 
ihresgleichen sucht, verursacht hat. Auch Luther hat – um die evangelische Kir-



che nicht ungeschoren davon kommen zu lassen – in schwerwiegender Weise 
die Ermordung der aufständischen Bauern betrieben.  
 

Katholische Kleriker, vom Papst bis zum letzten Vikar, aber auch evangelische 
Pfarrer und Bischöfe, haben in diesen Fragen nur eine Pflicht: sich still in eine 
Ecke zu verziehen und sich zu schämen. Allenfalls ist ihnen zu raten, die bislang 
acht Bände umfassende Kriminalgeschichte des Christentums» von Karl-Heinz 
Deschner zu studieren. In unserer Gesellschaften aber haben sie in dieser Frage 
nichts mehr zu melden!  
 

Soviel zur Darstellung der gegenwärtigen Ausgangslage. 
 

Was läuft nun aber weltweit schief in dieser Auseinandersetzung? 
 

Das erste Versäumnis  
der Vereinigungen, welche «Sterbehilfe» oder «Euthanasie» verlangen, besteht 
darin, dass sie nur selten klare Begriffe verwenden. Weder das Wort «Sterbehil-
fe» noch das Wort «Euthanasie» sind Begriffe, unter welchen alle Menschen 
dasselbe verstehen. Dadurch ist von Anfang an der Dialog gestört. Anstelle die-
ser beiden Begriffe soll man die klaren Begriffe verwenden, nämlich: 
 

Passive Sterbehilfe: Man lässt zu, dass ein Mensch stirbt. Es wird alles unterlas-
sen, um sein Leben durch medizinische oder pflegerische Massnahmen zu ver-
längern. Wichtig ist einzig, dafür zu sorgen, dass der Mensch möglichst 
schmerzfrei ist und so wenig wie möglich leidet.  
 

Aktive Sterbehilfe: Unter diesem Begriff wird verstanden, dass ein Mensch ei-
nen anderen Menschen auf dessen dringendes Verlangen tötet. Das kann auch 
ein Arzt sein, der einem Patienten eine tödliche Spritze gibt. 
 

Indirekte aktive Sterbehilfe: Ein Arzt sorgt dafür, dass ein Patient durch gele-
gentlich auch hohe Gaben von Betäubungsmitteln absolut schmerzfrei ist, auch 
wenn dadurch in Kauf genommen werden muss, dass dadurch das Leben abge-
kürzt wird. Sie wird übrigens vom Vatikan als zulässig betrachtet. 
 

Begleiteter Suizid: Einem sterbewilligen Menschen wird nach entsprechender 
Vorbereitung ein Barbiturat trinkfertig angeboten; trinkt es der Mensch entspre-
chend seinem eigenen freien Willensentschluss, liegt ein Suizid vor. 
 

Das zweite Versäumnis  
der Vereinigungen, welche Sterbehilfe oder Euthanasie fordern, besteht darin, 
dass sie einer Auseinandersetzung mit der Ärzteschaft meist ausweichen: Sie 
versuchen, die Ärzte zu schonen und gewissermassen an den Ärzten vorbei ihr 
Ziel zu erreichen. Diese Taktik ist falsch. 
 

Den Ärzten muss gesagt werden: Die Tatsache, dass wir heute in unseren Län-
dern eine Dauer der Lebenserwartung aufweisen, welche die meisten Leute sehr 
alt werden lässt und sie damit den Risiken der Alterskrankheiten aussetzt, und 
die Tatsache, dass die wenigsten Menschen heute noch an banalen Infekten ster-
ben, ist ein Ergebnis, welches Medizin, Pharmazie, Hygiene und Ernährungs-



wissenschaft gemeinsam zu verantworten haben. Die Hauptverantwortung liegt 
jedoch bei den Ärzten.  
 

Jeder Arzt sollte anerkennen, dass die Wissenschaft der Medizin da, wo sie die 
Lebenserwartung aussergewöhnlich erweitert, auch eine bisher kaum je disku-
tierte Schattenseite aufweist: die hohe Morbidität alter Menschen, und das e-
norme Erschweren des Sterbenkönnens. Wer 1918 in Europa an der spanischen 
Grippe erkrankt und daran gestorben ist, hat kaum lange gelitten.  
 

In der Schweiz sind damals 24'449 junge Menschen im Alter zwischen 20 und 
40 Jahren innerhalb kurzer Zeit praktisch schmerzlos und ohne schweres Leiden 
verstorben. Die Krankheiten, an welchen man heute stirbt, bringen in aller Regel 
ein langes Leiden und oft schwerste Schmerzen mit sich, verbunden mit einer 
oft fast vollständigen Abhängigkeit von Dritten. Nur noch etwa 20 Prozent der 
Menschen können rasch und ohne langes Leiden sterben. Von der Ärzteschaft 
muss gefordert werden, dass sie nicht nur die Verlängerung der Lebenserwar-
tung als Erfolg auf ihrem Konto bucht. Sie muss auch die Verantwortung für die 
Schattenseite ihres Wirkens übernehmen.  
 

Das dritte Versäumnis  
der Vereinigungen, die für Sterbehilfe oder Euthanasie eintreten, liegt darin, 
dass sie jene Kritiker nicht frontal angreifen und als Heuchler entlarven, welche 
behaupten, sie müssten sich gegen Sterbehilfe stellen, weil es ihre Verpflichtung 
sei, Leben zu schützen. Es gibt keine Behauptung, die heuchlerischer wäre.  
 

Das ist, ich weiss, ein sehr schwerer Vorwurf an die Gegner, aber er ist ganz ein-
fach zu beweisen. Man muss die Gegner lediglich fragen, was sie bisher unter-
nommen haben, um die Zahl der Suizide in unseren Gesellschaften und die bis 
zu 50 Mal höhere Zahl der gescheiterten Suizidversuche zu verringern.  
 

Nach einer bundesrätlichen Antwort auf eine Einfache Anfrage im Nationalrat 
werden in der Schweiz im Jahr etwa 1'350 Suizidversuche festgestellt. In 
Deutschland und Frankreich sind es je etwa 11'000 bis 12'000. Der Bundesrat 
hat erklärt, man müsse mit bis dem 50fachen an Suizidversuchen rechnen. Das 
würde für die Schweiz bis zu 67'000 Versuche im Jahr bedeuten, für Deutsch-
land und Frankreich je bis zu 600'000.  
 

Das heisst, dass bei uns im Jahr 65'650 Versuche scheitern – jeden Tag 180 Mal! 
–, in Deutschland gar 588'000 oder täglich 1'600 Mal. Rechnet man je Person 
fünf Angehörige, bedeutet dies auch, dass Jahr für Jahr in der Schweiz 335'000 
Menschen direkt oder indirekt von einem Suizidversuch betroffen sind; in 
Deutschland sind es 3,6 Millionen. In vielen Ländern ist sodann festzustellen, 
dass der Suizid häufigste oder zweithäufigste Todesursache junger Leute ist. Ei-
ne scheinbare leichte Abnahme der Suizidzahlen gegenüber den Zahlen vor ei-
nigen Jahrzehnten ist wenigstens teilweise wohl auf eine höhere Dunkelziffer 
der nicht als solche erkannten Suizide in der Form von Selbstunfällen im Stras-
senverkehr zurückzuführen.  
 



Im Strassenverkehr hatten wir in der Schweiz etwa Mitte der Fünfzigerjahre des 
letzten Jahrhunderts etwa 1'600 Tote im Jahr, bei etwa 350 000 Motorfahrzeu-
gen – heute sind es in der Gegend von 500, bei etwa 3,6 Millionen Motorfahr-
zeugen, also weniger als ein Drittel. Damals hatten wir ebenfalls etwa 1'600 To-
te zufolge von Suiziden – heute sind es noch immer fast gleich viele. 
 
Wer sich also tatsächlich und nicht nur mit dem grossen Maul für den Schutz 
von Leben einsetzen will, hat hier das zahlenmässig bedeutendste Einsatzfeld: 
Es gilt, die Zahl von 1'350 Toten und möglichen 65'000 Verletzten im Jahr radi-
kal zu verringern. Die enragierten Gegner der Sterbehilfe haben wir auf diesem 
Feld allerdings bisher nicht ausmachen können, im Gegenteil: Wenn Kleriker 
sich zu Suiziden äussern, empfehlen sie in der Regel, das Thema privat zu hal-
ten: Nur nicht darüber reden! Auch aus Ärztekreisen kommt gelegentlich diese 
Empfehlung. Damit wird jenes Tabu verstärkt, welches einem echten Lebens-
schutz im Wege steht. Zwar soll über einzelne Suizide nicht berichtet werden; 
das Suizidthema selbst aber muss breit angegangen und diskutiert werden, und 
es muss ein neuer Lösungsansatz gefunden werden, da der alte in Bezug auf eine 
erwünschte Reduktion dieser Zahlen nicht funktioniert hat.  
 

Tatsächlich ist das Suizidproblem das grösste tabuisierte Problem der modernen 
Gesellschaften. Über Abtreibung kann man mittlerweile in fast ganz Europa 
normal reden. Über Suizid noch immer nicht. Ich vermute auch, dass die sehr 
niedrigen offiziellen Suizidraten in Italien mit dem Tabu zusammenhängen: 
Kann denn ausgeschlossen werden, dass der italienische Familienarzt im Falle 
eines Suizids ein normales Todeszeugnis ausstellt, in welchem als Todesursache 
«Herzversagen» steht? 
 

Wenn man die Zahlen der Suizide und die viel höheren Zahlen der Suizidversu-
che reduzieren will, sind die folgenden Massnahmen notwendig: 
     - Der Suizid muss aus dem Tabubereich herausgeholt werden. 

- Suizid muss als vernünftige Möglichkeit eines aufgeklärten Menschen 
grundsätzlich akzeptiert werden. 

- Es braucht eine intensive öffentliche Aufklärung darüber, welche Suizid-
methoden nicht mehr funktionieren, die früher gebräuchlich waren. Es 
muss auch informiert werden über die Risiken, die bei heute noch mögli-
chen Suizidmethoden bestehen. Damit können viele gescheiterte Suizid-
versuche verhindert werden. 

- Es braucht offene Beratungsstellen, wo Menschen, die ihr Leben beenden 
möchten, sich Rat holen können. Diese Beratungsstellen müssen glaub-
würdig sein: Das sind sie nur, wenn sie in Fällen, in welchen der Tod 
wirklich die beste Lösung für einen Menschen ist, bereit und in der Lage 
sind, dem betreffenden Menschen einen begleiteten Suizid anbieten zu 
können. 

- Die Beratungsstellen müssen ausreichend mit finanziellen Mitteln verse-
hen sein, damit sie im Bedarfsfalle in der Lage sind, die aufgrund der Be-



ratung erkannten Grundprobleme des suizidalen Menschen zu beseitigen. 
Damit kann in den meisten Fällen dann auch der Wunsch, zu sterben, auf-
gegeben werden. 

 

Die Erfahrungen von DIGNITAS zeigen, dass viele Menschen dann, wenn man 
ihnen sagen kann: «Für Sie ist der Notausgang eines begleiteten Suizids offen», 
damit schon zufrieden sind. Etwa 80 Prozent der Mitglieder von DIGNITAS, de-
nen wir das sagen, melden sich überhaupt nicht mehr oder erst nach Jahren. Sie 
können mit ihrer Krankheit leben, und sie sterben eines Tages meist natürlich.  
 

Man sollte vielleicht auch darüber nachdenken, ob die Probleme, die sich bei der 
Abtreibung gestellt haben, nicht ganz ähnlich sind bei der Frage des assistierten 
Suizids: Aufklärung, Beratung, Hilfe, und wenn das alles nicht geht, dann ent-
weder Abtreibung oder Suizid. Das ist eine Art des Vorgehens, welches ver-
nünftiger Überlegung entspricht. Vernunft kann aber nur stattfinden, wo keine 
Religion herrscht. 
 

ARTHUR SCHOPENHAUER, der deutsche Philosoph, sagt:  
«So stark ist die Gewalt früh eingeprägter religiöser Dogmen, dass sie das Gewis-
sen und zuletzt alles Mitleid und alle Menschlichkeit zu ersticken vermag. Willst 
du aber, was frühe Glaubenseinimpfung leistet, mit eigenen Augen und in der 
Nähe sehn, so betrachte die Engländer. Sieh diese von der Natur vor allen andern 
begünstigte und mit Verstand, Geist, Urteilskraft und Charakterfestigkeit mehr als 
alle übrigen ausgestattete Nation, sieh sie, tief unter alle andern herabgesetzt, ja, 
geradezu verächtlich gemacht durch ihren stupiden Kirchenaberglauben, welcher 
zwischen ihren übrigen Fähigkeiten ordentlich wie ein fixer Wahn, eine Mono-
manie, erscheint. Das haben sie bloss dem zu danken, dass die Erziehung in den 
Händen der Geistlichkeit ist, welche Sorge trägt, ihnen sämtliche Glaubensartikel 
in frühester Jugend so einzuprägen, dass es bis zu einer Art partieller Gehirnläh-
mung geht, die sich dann zeitlebens in jener blödsinnigen Bigotterie äussert, 
durch welche sogar übrigens höchst verständige und geistreiche Leute unter ihnen 
sich degradieren und uns an ihnen ganz irre werden lassen.» 
 

Der vierte Fehler 
der Organisationen, die sich für die freie Wahl am Ende des Lebens einsetzen, 
kann dort festgestellt werden, wo sie «aktive Sterbehilfe» verlangen. Weil «akti-
ve Sterbehilfe» bedeutet, dass ein Mensch einen anderen Menschen direkt tötet, 
wird dadurch das Tabu der Tötung eines Dritten verletzt. Dabei handelt es sich 
um eines der weltweit am stärksten verankerten Tabus. Es sollte ohne Not nicht 
verletzt werden, und wir haben Verständnis dafür, dass eine solche Möglichkeit 
nicht schon von einem Gesetz ausdrücklich vorgesehen werden soll. Davon zu 
trennen und wohl erst später zu diskutieren ist die Frage, ob jemand, bei wel-
chem eine schleichende Demenz-Erkrankung diagnostiziert worden ist, durch 
eine Vorausverfügung soll erreichen können, dass er beim Vorliegen bestimmter 
Ausfälle getötet werden darf, um nicht gezwungen zu sein, vorsorglich viel frü-
her einen Suizid herbeizuführen. 
 



Die valabelste Alternative zur direkten «aktiven Sterbehilfe» ist der assistierte 
Suizid. DIGNITAS hat in den mehr als sechs ein halb Jahren seit der Gründung 
im Mai 1998 mehr als 375 Menschen bei einem assistierten Suizid geholfen, ihr 
Leben risikofrei und schmerzlos zu beenden. Wir haben in dieser Zeit keinen 
Menschen gesehen, der absolut nicht in der Lage gewesen wäre, den letzten Akt 
in seinem Leben selber auszulösen. Durch geschickten Einsatz besonderer Ap-
parate ist es in der Regel möglich, auch in schwierigen Fällen die Bedingungen 
so zu setzen, dass ein einwandfreier Suizid möglich ist. 
 

Der fünfte Fehler 
der Organisationen, die Sterbehilfe fordern, besteht darin, dass sie in ihren Län-
dern noch gar nicht ausreichend versucht haben, einen solchen Anspruch in 
konkreten Fällen auf dem Wege über die Gerichte einzufordern und die dafür ins 
Feld zu führenden rechtlichen Grundlagen anzurufen.  
 

Ich habe in einem wissenschaftlichen Aufsatz nachgewiesen, dass das Recht, 
Suizid begehen zu dürfen, von Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention geschützt ist. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte dürfen die Rechte der EMRK nicht etwa nur theoretisch o-
der illusorisch sein; sie müssen praktisch und effizient sein. So zu lesen im Ur-
teil in der Sache ARTICO vs. Italien im Jahre 1980. 
 

Wenn das Risiko, sich mit einem laienhaften Suizidversuch nicht töten zu kön-
nen, aber schwer verletzt und gesundheitlich geschädigt zu überleben, 50 zu eins 
ist, dann ist es mit einer solchen Freiheit zum Suizid nicht weit her. In einem 
solchen Fall, so sagt die Strassburger Rechtsprechung, muss der Staat die Be-
dingungen dafür schaffen, dass die Freiheit praktikabel wird.  
 

Der Einzelne hat in solchen Fällen somit einen Anspruch gegenüber dem Staat, 
dass ihm geholfen werde. Das bedeutet: Es besteht grundsätzlich die Möglich-
keit, einen Anspruch gegen den Staat gerichtlich einzuklagen, wenn man zum 
Zwecke eines begleiteten Suizids die notwendige Dosis Natrium-Pentobarbital 
erhalten will. Diese Fragen müssten in den verschiedenen Ländern im Namen 
von schwer leidenden Patienten und ihren Familienangehörigen den Gerichten 
vorgelegt werden. Möglicherweise käme dann eines Tages der Strassburger Ge-
richtshof dazu, sich auch dazu einmal direkt äussern zu müssen. 
 

Solange diese Möglichkeiten im eigenen Land nicht funktionieren, besteht je-
doch die Möglichkeit, Hilfe in der Schweiz zu bekommen. In der Schweiz ist die 
Beihilfe zum Suizid nur dann strafbar, wenn sie aus selbstsüchtigen Beweg-
gründen erfolgt. Allerdings bedeutet die Reise in die Schweiz regelmässig eine 
schwere Belastung sowohl des Patienten als auch seiner Familienangehörigen.  
 

Wir wissen aber, dass eine solche Wanderung in die Schweiz zum Zwecke des 
assistierten Suizids in den Herkunftsländern Dinge bewegen kann. Die Debatte 
im Bereich der britischen Inseln ist ganz wesentlich anhand solcher Fälle ausge-
löst worden. Und das Select Committee des britischen Oberhauses, welches den 
Gesetzesvorschlag von Lord Joffe diskutiert, hat denn auch DIGNITAS offiziell 



eingeladen, Argumente vorzubringen, was DIGNITAS getan hat, und es hat 
DIGNITAS mit einer Delegation offiziell besucht. Schweizerische Behörden oder 
Einrichtungen demgegenüber, etwa das Bundesamt für Justiz, die Schweizeri-
sche Akademie der medizinischen Wissenschaften oder die Eidgenössische 
Kommission für Ethik in der Humanmedizin haben es bisher nie für notwendig 
gehalten, sich mit DIGNITAS über diese Aspekte zu unterhalten, man scheint ja 
schon alles zu wissen.  
 

In der schweizerischen Gesetzgebung stimmt die Grundlage, die notwendig ist, 
um Menschen mit einem begleiteten Suizid helfen zu können. Was hingegen 
fehlt, sind besondere Normen im Betäubungsmittelrecht, welche regeln, in wel-
cher Weise Organisationen, welche den begleiteten Suizid anbieten, mit dem 
dafür notwendigen Natrium-Pentobarbital umgehen dürfen. Das liegt heute alles 
noch in einem Graubereich und sollte geklärt werden.  
 

Ebenfalls besteht Gesetzgebungsbedarf in Bezug auf die behördlichen Abklä-
rungen nach einem durch eine Organisation begleiteten Suizid. Diese Abklärun-
gen sind im Interesse der Allgemeinheit auf das absolut Notwendige zu be-
schränken und aus dem bisherigen Verfahren, welches bei aussergewöhnlichen 
Todesfällen richtigerweise zur Anwendung gelangt, herauszulösen, weil sie et-
was Grundsätzlich anderes als «Feld-, Wald- und Wiesen-Suizide» darstellen. 
Im Gegensatz zu begleiteten Suiziden können bei den «Feld-, Wald- und Wie-
sen-Suiziden» die Strafuntersuchungsinstanzen nie im vornherein wissen, ob es 
sich bei einem sich als Suizid präsentierenden Fall nicht um einen gut getarnten 
Mord handelt. Dieser Unterschied muss auch im Verfahren zum Ausdruck 
kommen. 
 

Lassen Sie mich abschliessend sagen: 
 

Wer das Thema von der Vorstellung her angeht, dem modernen Menschen in 
einer pluralistischen Gesellschaft komme das Selbstbestimmungsrecht zu, und 
dieses Recht wird von der Europäischen Menschenrechtskonvention in Artikel 8 
geschützt, der tut gut daran, bei der Diskussion des Themas allein von diesem 
Selbstbestimmungsrecht auszugehen und es hochzuhalten. Gefragt ist der freie 
Entscheid des mündigen Menschen, und in die Rumpelkammer gehört der durch 
Kirche oder Staat oder Ärzte paternalistisch gelenkte unmündige Mensch. 
 

Der langjährige Vizepräsident von EXIT (Deutsche Schweiz) und späteres Mit-
glied im Kuratorium von DIGNITAS, der im März 2003 verstorbene Zürcher 
Anwalt MANFRED KUHN  hat einmal bemerkt: 
 

«Was man in der Erklärung der Menschenrechte vergessen hat und was 
nunmehr als Folge dieser Unterlassung auch in keiner modernen liberalen 
Verfassung steht, ist der simple Satz: „Jeder Mensch hat das Recht zu le-
ben und das Recht zu sterben.“» 

 

Dafür lohnt es sich, zu kämpfen!   
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